
Abs. 3 — den Strafrahmen für die schweren Fälle fest­
zulegen. Dabei ist die in § 24 enthaltene Aufzählung 
der Voraussetzungen für die Annahme eines schweren 
Falls — wie durch die Verwendung des Wortes „ins­
besondere“ deutlich wird — nicht erschöpfend.

Die Aussprache wandte sich dann den einzelnen Tat­
beständen des ersten Abschnitts zu. Hinsichtlich der 
Anwendung des § 13 wurde vor allem betont, daß die 
verschiedenen im Gesetz vorgesehenen Begehungs­
formen des Staatsverrats genaueste Beachtung finden 
müssen. Es würde den Anforderungen der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit im heutigen Zeitabschnitt des 
Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus wider­
sprechen, wollte man aus dem Tatbestand des Staats­
verbrechens eine Generalklausel machen.

Die Teilnehmer erörterten weiter, zum Teil an 
von ihnen selbst gebildeten oder aus ihrer Urteils­
praxis herangezogenen Fällen, die Abgrenzung der 
§§ 14, 15 und 16 voneinander und ihr gegenseitiges 
Verhältnis. Dabei wurde betont, daß die Verbindungs­
aufnahme des § 16 für sich allein verhältnismäßig sel­
ten Vorkommen dürfte. Sie wird vielmehr in der Mehr­
zahl der Fälle zugleich als Vorbereitung zur Spionage 
anzusehen sein. Da aber die Spionage nach § 14 ein 
Unternehmensdelikt ist, wird damit bereits der Tat­
bestand des § 14 verwirklicht. Anders als die Spionage 
ist die Sammlung von Nachrichten kein Unternehmens- _ 
delikt; es wird aber stets sehr genau zu unterscheiden 
sein, ob wirklich eine spontane, auf eigener Initiative 
des'Täters beruhende bloße Sammlung von Nachrich­
ten vorliegt oder ob sich der Täter einer Agenten­
zentrale gegenüber zur Spionage verpflichtet und dabei 
zunächst mit der Sammlung von Nachrichten für diese 
begonnen hat. Hier ergibt sich aus dem Charakter der 
Spionage als eines Untemehmensdelikts, daß bereits 
der Tatbestand des § 14 verwirklicht ist. Ein Agent, 
der sich einem Geheimdienst, verpflichtet, begeht 
grundsätzlich Spionage, gleichgültig, ob er sich „nur“ 
für den E-Fall verpflichtet und noch gar keine Auf­
träge erhalten hat, ob er zunächst nur Aufträge zum 
Sammeln von Nachrichten erhalten hat, die keine 
Staatsgeheimnisse darstellen, oder ob er Staatsgeheim­
nisse ausspionieren soll.

Die §§ 17 und 18 sind ihrem Wortlaut nach so klar, 
daß kaum besondere Fragen zu erörtern waren. Die 
Entscheidung darüber, ob eine verbrecherische Hand­
lung als staatsgefährdender Gewaltakt anzusehen ist, 
wird dann kaum fehlgehen, wenn man sich vor Augen 
führt, daß hier Akte echten Terrors gemeint sind, 
deren Wirkung mehr als individuellen Charakter hat.

Mit dem neuen Tatbestand „Angriffe gegen örtliche 
Organe der Staatsmacht“ trägt das Gesetz der großen 
politischen Bedeutung Rechnung, die diese Organe in 
unserer Republik — insbesondere durch das Gesetz 
vom 17. Januar 1957 — erhalten haben. Dabei erstreckt 
sich der Schutz des § 18 sowohl auf die örtlichen Volks­
vertretungen als auch auf die Räte der Bezirke und 
Kreise, nicht aber auf die einzelnen Abteilungen die­
ser Räte oder auf andere staatliche Organe. Für An­
schläge auf Personen außerhalb des genannten Kreises 
kann evtl. § 113 StGB in Frage kommen.

Einen Schwerpunkt der Diskussionen bildete in allen 
Seminaren über das Staatsverbrechen die Aussprache 
über die §§ 19 und 20 (staatsgefährdende Propaganda 
und Hetze und Staatsverleumdung). Die Teilnehmer 
machten sich den engen Zusammenhang klar, der zwi­
schen Propaganda und Hetze insofern besteht, als sich 
beide gegen die ideologischen Grundlagen der Arbeiter- 
und-Bauem-Macht richten. Wesentlich ist der Unter­
schied zwischen den beiden Begehungsformen des § 19: 
Während der unter Ziff. 2 dargestellte Straftatbestand 
es erfordert, daß der Täter andere Personen aufwiegelt, 
daß er andere Menschen auf seine feindliche Position 
ziehen will, wird das für die Begehungsform der Ziff. 1 
nicht verlangt. Äußerungen von faschistischer Propa­
ganda oder Völker- und Rassenhetze sind daher auch 
dann strafbar, wenn sie Bürgern gegenüber erfolgen, 
die dadurch nicht beeinflußt werden können. Hetze ist 
die Behauptung von Unwahrheiten oder die entstellte 
Darstellung von Tatsachen, die geeignet ist, bei dem 
zu Verhetzenden eine feindliche Einstellung gegen das 
Angriffsziel der Hetze zu erzeugen oder eine vor­
handene feindliche Haltung zu verstärken. Diese Wir­

kung muß vom Täter in seinen Vorsatz aufgenommen 
sein.

Bei der Abgrenzung zwischen den Tatbeständen der 
§§ 19 und 20 bieten sich dann keine Schwierigkeiten, 
wenn man sie nach denselben Gesichtspunkten vor­
nimmt, die bisher die Abgrenzung zwischen den Fäl­
len der schweren Hetze und denen der Staatsverleum- 
dung nach § 131 StGB bestimmt haben. — Für die An­
wendung des neuen Tatbestands der Staatsverleum­
dung wurde darauf hingewiesen, daß als Objekt dieses 
Verbrechens die Tätigkeit des Staatsapparats im weite­
sten Sinne anzusehen ist, während Gegenstand des 
Angriffs die Maßnahmen oder die Tätigkeit staatlicher 
Einrichtungen oder gesellschaftlicher Organisationen 
bzw. in Ziff. 2 ein an staatlicher oder gesellschaftlicher 
Tätigkeit teilnehmender Bürger ist. Unter § 20 fallen 
alle jene Täter, die durch ihre verleumderischen 
Äußerungen nicht aufwiegeln und verhetzen wollen 
und dies auch objektiv nicht tun, sondern diese Äuße­
rungen nur aus Gründen persönlicher Verärgerung 
oder dergl. machen. Dennoch kommt auch solchen 
Äußerungen eine erhebliche Gesellschaftsgefährlich­
keit zu, weil sie bei anderen Bürgern Zweifel an der 
Richtigkeit staatlicher Maßnahmen bzw. an der Inte­
grität und Lauterkeit von Menschen, die im Interesse 
des Sozialismus tätig sind, wecken können.

Darüber, wie der Begriff „öffentlich“ im § 20 zu ver­
stehen ist, wurden unterschiedliche Meinungen vorge­
tragen und lebhaft disikutiert. Dabei wurde richtig be­
tont, daß dieser Begriff nicht nur vom Begehungsort 
her zu verstehen ist, daß vielmehr auch in persönlich 
genutzten Räumen unter gewissen Voraussetzungen 
eine öffentliche Verleumdung durchaus möglich ist.

Sehr begrüßt wurde die klare und eingehende Be­
schreibung des Tatbestands des § 21, mit dessen Hilfe 
einer der schändlichsten und raffiniertesten Methoden 
des Gegners, unseren sozialistischen Aufbau zu beein­
trächtigen, entgegengetreten werden kann. Gerade die­
ser § 21 widerspiegelt in jeder Einzelheit die konkreten 
Erfahrungen der letzten Jahre und bot gerade deshalb 
wenig Veranlassung zu Fragen und Zweifeln. Mit 
Recht wurde betont, daß keine Veranlassung zu be­
sonders einengender Interpretation des Tatbestands­
merkmals „berufliche Tätigkeit“ besteht, daß vielmehr 
jede Verleitung eines Bürgers, die Republik zu ver­
lassen, um seine Arbeitskraft der DDR zu entziehen 
und außerhalb von ihr zu verwerten, ein Verbrechen 
nach § 21 StEG darstellt. — Wer einen Angehörigen der 
Streitkräfte zum Verlassen der Republik verleitet, 
macht sich gegebenenfalls nach den Bestimmungen von 
§ 21 Abs. 1 oder 2 strafbar — in Idealkonkurrenz mit 
Anstiftung zur Fahnenflucht.

In den Seminaren über die neuen Strafbestimmungen 
zum Schutze des gesellschaftlichen Eigentums und zum 
Schutze des innerdeutschen Handels wurde hervor­
gehoben, daß diese Vorschriften es unseren Gerichten 
ermöglichen, in Fortsetzung der bisherigen Strafpolitik 
auf differenzierte Strafen entsprechend der tatsäch­
lichen Schwere des einzelnen Verbrechens zu er­
kennen. Dabei ist es notwendig, die Aufklärung von 
Verbrechen gegen das gesellschaftliche Eigentum und 
gegen den innerdeutschen Handel zu verbessern, um 
die latente Kriminalität auch auf diesen Gebieten wei­
ter einzuschränken.

Unter den Strafschutz der Vorschriften zum Schutze 
des gesellschaftlichen Eigentums fallen Angriffe gegen 
das staatliche sozialistische Eigentum und das Eigen­
tum sozialistischer Genossenschaften, demokratischer 
Parteien und Organisationen. Zutreffend wurde in der 
Diskussion die Auffassung vertreten, daß danach auch 
Angriffe gegen sowjetisches und volksdemokratisches 
sozialistisches Eigentum in Übereinstimmung mit der 
bisherigen Praxis3 zu bestrafen sind.

Nach den Vorschriften der §§ 29, 30 StEG werden 
ausschließlich die Straftaten des Diebstahls, der Unter­
schlagung, des Betruges und der Untreue gegen gesell­
schaftliches Eigentum erfaßt. Bei sonstigen verbreche­
rischen Angriffen, wie z. B. Hehlerei, sachlicher Be­
günstigung, Urkundenfälschung, Versicherungsbetrug

3 vgl. hierzu das Urteil des Obersten Gerichts vom 30. Sep­
tember 1955 in NJ 1955 S. 733.
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